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Positionspapier  
Fraktion Die Linke im Bundestag  
AGs Gesundheit, Finanzen, Ernährung und Landwirt-
schaft sowie Recht und Verbraucherschutz, verantwortlich: Ates Gürpinar, MdB 
und Ina Latendorf, MdB 

Beschluss vom 07. Juli 2026 

Linke Zuckerreduktionsstrategie 

 

Problemanalyse: Zuckerkonsum   
Im Jahr 2020 hat eine US-amerikanische Studie gezeigt, dass welt-
weit über 2,2 Millionen Fälle von Diabetes-Typ-2 sowie 1,2 Millionen 
Fälle von Herz-Kreislauf-Krankheiten auf den Konsum zuckerhalti-
ger Softdrinks zurückgehen. i 

Zu viel Zucker 
macht krank 

 

Zu viel Zucker macht krank. Eine Reduktion des Zuckerkonsums der Menschen 
gehört deswegen zu den gesundheitspolitischen Zielen der Linken – diese sol-
len aber nicht durch unsoziale Preisaufschläge erreicht werden.  

• Reine Verbrauchssteuern, die gezuckerte Produkte schlicht teurer ma-
chen, lehnen wir deshalb ab.  

• Eine gestaffelte Herstellerabgabe auf Zucker in Softdrinks zielt nicht auf 
höhere Endpreise ab, sondern auf Anreize für die Industrie zur Rezep-
tänderung. Sie kann ein sinnvoller Baustein einer breiteren Reduktions-
strategie sein – aber nur, wenn sie nicht vorschnell und isoliert einge-
führt und als Einnahmequelle für den Staatshaushalt missbraucht wird, 
um z.B. die GKV zu finanzieren, wie es im Frühjahr 2026 von der Bun-
desregierung vorgeschlagen wurde. Im Gegenteil sollten die Einnah-
men einer gesundheitszentrierten Abgabe langfristig gegen Null laufen.  

Um die Gesundheit der Menschen auf soziale Weise zu fördern, fordert Die 
Linke folgendes Maßnahmenpaket:     

1. Werbebeschränkungen für überzuckerte und andere ungesunde Le-
bensmittel    

2. Strenge Kennzeichnungspflichten überzuckerte und andere unge-
sunde Lebensmittel  

3. Verkaufsverbot für überzuckerte und andere ungesunde Lebensmittel 
an Schulen  

4. Kostenloses Wasser in der Gastronomie und allen öffentlichen Einrich-
tungen & kostenloses, gesundes Kita- und Schulessen  

5. Mehrwertsteuersenkung auf Grundnahrungsmittel 
6. Gestaffelte Herstellerabgabe auf Softdrinks 
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Obwohl laut dem neuesten Ernährungsreport immer mehr Men-
schen für den Zuckergehalt von Lebensmitteln sensibilisiert sind, 
stieg der Pro-Kopf-Absatz von Süßwaren in den vergangenen Jah-
ren weiter an. ii Dies zeigt, dass die bisherige Reduktionsstrategie der 
Bundesregierung – basierend auf Aufklärung und freiwilligen Selbst-
verpflichtungen der Unternehmen – nicht ausreicht, um den Zucker-
konsum nachhaltig zu senken. 
Denn die mündigen Verbraucher*innen sind eben nicht, wie die In-
dustrie es gern propagiert, frei in ihren Konsumentscheidungen, 
wenn sie der flächendeckenden Werbung für Süßes und andere 
hochkalorische, nährstoffarme Nahrungsmittel nicht entkommen 
können und kostenloses Trinkwasser außerhalb des eigenen Zuhau-
ses kaum zur Verfügung steht.  
In besonderem Maße trifft das auf Kinder zu. Zudem sind versteckte 
Zucker in Fertigprodukten durch irreführende Bezeichnungen für 
alle Altersgruppen nicht hinreichend erkennbar und die Industrie 
nutzt das Suchtpotenzial von sogenannten hyperpalatablen Le-
bensmitteln – also solche, die in (hoch)verarbeiteter Form einen ho-
hen Zucker-, gesättigtem Fett- und/oder Salzgehalt kombinieren 
und das Gehirn zum (Über)Konsum anregen – systematisch aus.  iii 
So ist es kein Zufall, dass sich um den Zucker herum schon seit in 
1960er Jahren eine mittlerweile milliardenschwere Lobby gebildet 
hat, die mit anhaltenden Desinformationskampagnen die gesund-
heitlichen Folgen erhöhten Zuckerkonsums leugnet.  
 

Linke Gesundheitspolitik  
In ihrem Bundestagswahlprogramm 2025 schreibt Die Linke:  

“Wer arm ist, stirbt im Durchschnitt früher, wird häufiger schwer 
krank oder pflegebedürftig. Schuld daran sind u.a. schlechte Arbeits- 
und Wohnbedingungen, prekäre Lebensverhältnisse, eine mangel-
hafte Förderung von Prävention und gesunden Lebensweisen, 
aber auch unzureichender Zugang zu medizinischer Behandlung.” (S. 
17)  

“Wir fordern ein Werbe- und Marketingverbot für ungesunde Le-
bensmittel, besonders für Kinder und Jugendliche. Der Zuckergeh-
alt insbesondere in Softdrinks muss geregelt und begrenzt wer-
den, ohne die Verbraucher*innen zu belasten.” (S. 42)  

Die Linke sieht die Verantwortung für gesundheitliche Prävention 
nicht primär beim Individuum. Der Fokus sollte auf der Verhält-
nisprävention liegen, im Sinne der Strategie der WHO „make the 
healthier choice the easier choice“. iv Deshalb vertritt Die Linke im 
Bundestag eine ganzheitliche Zuckerreduktionsstrategie, die nicht 
die Konsument*innen, sondern die Zucker-/Lebensmittelindustrie, 
welche auf Kosten unserer Gesundheit Profite macht, konsequent in 
die Pflicht nimmt:  
Überzuckerte Lebensmittel dürfen nicht mehr schrankenlos an Kin-
der und Erwachsene vermarktet werden, vor allem nicht an vul-
nerable Gruppen wie Kinder. Hersteller sollten eine Abgabe auf zu 
viel Zucker in Softdrinks zahlen, wenn sie ihre Rezepturen nicht end-
lich anpassen. Gleichzeitig müssen wir gesunde Alternativen güns-
tiger und zugänglicher machen.    

Kollektive Präven-
tion statt Eigenver-
antwortung 

Suchtpotenzial der 
Kombination von 
viel Zucker, Salz 
und gesättigten 
Fetten 

„Eine gute Ernährungspolitik be-straft nicht arme Menschen, sondern zwingt Konzerne dazu, weniger ungesundes Zeug auf den Markt zu werfen, und sorgt gleichzeitig dafür, dass Kinder und Familien leichter gesund le-ben können.”  
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Die Fraktion Die Linke im Bundestag fordert  
1. Werbeeinschränkungen  

Wir fordern die Einführung eines medienübergreifenden Verbots 
von an Kinder gerichtete Werbung für unausgewogene Lebensmit-
tel. Hierzu zählen alle Lebensmittel, die die Nährwertempfehlungen 
der WHO von Zucker, gesättigten Fetten und Salz verfehlen.v 
Gleichzeitig soll die strategische Platzierung von ungesunden Le-
bensmitteln in Supermärkten – z.B. an der Kasse oder auf Augen-
höhe von Kindern – verboten werden.vi 
Nach ein bis zwei Jahren kann ein Werbeverbot für Ungesundes auf 
sämtliche Werbung im Fernsehen zwischen 6 und 23 Uhr ausgewei-
tet werden. Im Internet, auch durch Influencer, soll Werbung für un-
gesundes rund um die Uhr untersagt werden. Der zeitliche Puffer 
von ein bis zwei Jahren dient als Anreiz und Möglichkeit für die Her-
steller, ihre Rezepturen und Produktpaletten gesünder zu gestalten.  
 

2. Kennzeichnungspflichten  

Lebensmittel mit übermäßig viel Zucker, Fett oder Salz müssen mit 
einem festgelegtem Warnsymbol gekennzeichnet werden. Im Ge-
gensatz zum freiwilligen Nutri-Score, der Produkte anhand relativer 
Nährwerte innerhalb einer Produktkategorie bewertet, basiert diese 
Kennzeichnung auf absoluten Nährstoffwerten und ist verpflich-
tend. 
 

3. Verkaufsverbot von „High-In-Produkten“ an Schulen  

Um insbesondere Kinder und Jugendliche zu schützen, soll ein Ver-
kaufsverbot für die von den o.g. Werbe- und Kennzeichnungsrege-
lungen betroffenen „High-In-Produkte“  (hoher Gehalt an Zucker, 
Fett und Salz) an Schulen eingeführt werden, orientiert am Beispiel 
Chiles. Die Fraktion fordert bereits ein kostenloses, gesundes Schul- 
und Kitaessen, welches ein Verkaufsverbot von ungesunden Le-
bensmitteln an diesen Orten abfedert.  

 

4. Kostenloses Wasser überall  

Man kann den übermäßigen Konsum von zuckrigen Softdrinks nicht 
verhindern, ohne für gesunde und zugängliche Alternativen zu sor-
gen. Deshalb fordern wir die kostenlose Bereitstellung von Leitungs-
wasser in allen öffentlichen Einrichtungen (Schulen, Kitas, Behör-
den, Krankenhäuser, Sportstätten) sowie in der Gastronomie (Res-
taurants, Bars, Kantinen) und die flächendeckende Bereitstellung 
von Trinkbrunnen im öffentlichen Raum.  

 

5. Gesundes Essen bezahlbar machen: Mehrwertsteuersenkung 
für Grundnahrungsmittel  

Je geringer das Einkommen, desto größer ist der Anteil, der für Le-
bensmittel ausgegeben wird. Da die Mehrwertsteuer die einzige 
qualitativ relevante Steuer ist, die von Personen mit kleinen Ein-
kommen gezahlt wird, können diese auch nur über eine Mehrwert-
steuersenkung steuerlich entlastet werden. 
 

Werbeverbot von 
explizitem Kinder-
marketing  

Keine Impulskauf-
Platzierungen im 
Supermarkt  

Pflichtlabel für 
überzuckerte Pro-
dukte 

Schutzraum 
Schule  

Gesunde  
Alternativen  

Absenkung der 
regressiven 
Mehrwertsteuer 
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6. Herstellerabgabe auf Softdrinks 

Die Einführung einer Herstellerabgabe auf zuckergesüßte Soft-
drinks ist die öffentlich meistverbreitete und -beforschte Maß-
nahme gegen einen überhöhten Zuckerkonsum.  
Weil sie im Diskurs oft fälschlicherweise mit klassischen Ver-
brauchssteuern gleichgesetzt wird, widerspricht die auf den 
ersten Blick linker Intuition. Eine starke regressive Wirkung 
durch steigende Getränkepreise, die Menschen mit geringem 
Einkommen relativ am stärksten belasten – so die Befürch-
tung. Diese Wirkung ist, anders als bei klassischen Ver-
brauchssteuern, bei einer herstellerzentrierten Industrieab-
gabe jedoch nicht als zwangsläufig zu betrachten: Mit der richtigen 
Ausgestaltung sind nicht Preissteigerungen für Verbraucher*innen, 
sondern die zuckerärmere Rezepturen seitens der Industrie der pri-
märe Effekt der Abgabe.  
In Großbritannien ist dies gelungen: Schon zwei Jahre nach der Ein-
führung hatte die Industrie bereits 50%  der Rezepturen von Soft 
Drinks so angepasst, dass sie den Grenzwert von 5g Zucker/100ml 
nicht mehr überschritten. So hatte sich zu diesem Zeitpunkt der Zu-
ckerkonsum durch Softdrinks in Großbritannien zu 46%  reduziert.vii   
Dabei kam es nur zu einem geringen Kostenanstieg für Konsu-
ment*innen mit einer Weitergaberate von 31%  für Getränke in der 
Kategorie mit dem höchsten Zuckergehalt; in niedrigeren Katego-
rien sogar zu geringen Kostensenkungen.viii  
Obgleich die gesundheitlichen Wirkungen einer Herstellerabgabe 
aufgrund der Multikausalität von Krankheiten wissenschaftlich nicht 
einfach zu belegen ist, konnten Rogers et al. 2023 in ihrer Studie 
eine Abnahme der Adipositasprävalenz um ca. 8%  bei Mädchen im 
Alter von 10-11 Jahren und eine Steigerung des Effekts in sozioöko-
nomisch benachteiligten Gruppen als Effekt der britischen Herstel-
lerabgabe nachweisen. ix Dasselbe Forschungsteam untersuchte die 
Häufigkeit von Krankenhausaufnahmen von Kindern aufgrund von 
Asthma sowie Karies und ermittelte in beiden Fällen eine Reduktion 
in Verbindung mit der Einführung der Maßnahme.x 
Aus den Erfahrungen der britischen oder auch der südafrikani-
schenxi Herstellerabgabe lassen folgende Eigenschaften einer Her-
stellerabgabe ableiten, die für die gesundheitliche Wirkung sowie 
die soziale Verträglichkeit der Maßnahme entscheidend sind:  

• Staffelung der Herstellerabgabe: Um den Anreiz für zucker-
ärmere Rezepturen seitens der Hersteller zu maximieren, 
sollte die Herstellerabgabe progressiv gestaffelt werden. 
Entweder könnte dies linear erfolgen, etwa mit 4 Cent pro Li-
ter pro Gramm zugesetztem Zucker auf 100 ml, oder alterna-
tiv in Stufen, wie es z.B. die von der Bundesregierung einge-
setzte Finanzkommission Gesundheit in Anlehnung an das 
britische Modell vorschlägt: ab 5 g Zucker pro 100 ml 26 Cent 
Abgabe pro Liter und ab 8 g Zucker pro 100 ml 32 Cent.  

• Mindestens zwei Jahre Vorlauf: Hersteller bekommen Zeit, 
um ihre Rezepturen und Produktpaletten anzupassen.  

Anreize zu zucker-
ärmeren Rezeptu-
ren 

Wissenschaft-
liche Evidenz 

„Unser Ziel ist es also weder, Zuckriges unbezahlbar zu ma-chen, noch Haushaltslöcher mit Steuereinnahmen zu stopfen, sondern: den Zuckergehalt in Lebensmitteln zu reduzieren, die Vermarktung ungesunder Produkte einzudämmen und ge-sunde Alternativen zugänglicher zu machen.”  
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• Einbettung in soziale Präventionskampagne: Eine Herstel-
lerabgabe sollte nicht als isolierte Maßnahme, sondern als 
Teil einer größer angelegten, gesundheitspolitischen Präven-
tionskampagne (siehe Forderungen 1-5) eingeführt werden.  

Die Linke spricht sich außerdem für eine Zweckbindung der gene-
rierten Einnahmen aus, nicht aber, wie die Bundesregierung es 
plant, um die Finanzierungslücken der GKV zu stopfen, sondern um 
direkte Investitionen in Gesundheit und Prävention zu unterstützen. 
Dabei weisen wir allerdings ausdrücklich daraufhin, dass die Mehr-
einnahmen durch eine solche Abgabe als gering einzustufen sind: 
Denn eine gesundheitszentrierte Herstellerabgabe soll per Kon-
struktion zur Reduktion des Zuckergehalts und somit zur Vermei-
dung hoher Abgabenzahlungen für Hersteller führen.  
Wenn die Abgabe ihren Zweck erfüllt, sinken ihre Einnahmen lang-
fristig möglichst weit. Die Bundesregierung scheint dieses Prinzip 
einer Lenkungsabgabe entweder nicht verstanden zu haben, oder 
nutzt das gesundheitspolitische Gewand der Maßnahme ganz be-
wusst, um sich durch schnelle Einnahmen ihrer staatlichen Verant-
wortung der Finanzierung der gesetzlichen Krankenkasse zu ent-
ziehen. Wer mit den hohen Einnahmen einer Softdrinkabgabe oder 
jüngst sogar einer klassischen Verbrauchssteuer auf Zucker1 wirbt, 
setzt auf gleichbleibend zuckrige Getränke, die den Verbrau-
cher*innen das Geld durch direkte oder weitergereichte Preisstei-
gerungen aus der Tasche ziehen.  

Linke Position zur Zuckerabgabe 
Eine linke Herstellerabgabe auf Zucker wäre nicht die Krücke einer 
unsozialen Sparpolitik, sondern Bestandteil einer ganzheitlichen, 
gesundheitspolitischen Präventionskampagne. Diese muss mit ord-
nungspolitischen Maßnahmen wie Werbeeinschränkungen und 
Kennzeichnungspflichten starten, während eine Herstellerabgabe 
frühestens zwei Jahre nach ihrem verbindlichen Beschluss in Kraft 
treten sollte. Sowohl die gesundheitlichen als auch die sozialen Ef-
fekte müssen regelmäßig evaluiert und die Höhe der Abgabe an die 
Inflation angepasst werden.  
Zentraler Voraussetzung einer linken Zuckerreduktionsstrategie ist, 
eine gesunde Ernährung für alle bezahlbar zu machen: durch Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, kostenlo-
ses, gesundes Schulessen sowie Kontrolle der Preissetzung des 
monopolisierten Lebensmittelhandels.  
Wir wollen, dass nicht mehr die ungesunden, sondern die gesun-
den Lebensmittel die bezahlbare Option im Supermarkt sind.  
 
 

 
1 Im Juli 2026 ändert die Regierung ihre Ankündigung zur Zuckerabgabe: Statt einer Hersteller-
abgabe auf zuckergesüßte Getränke – wie sie ursprünglich vom Gesundheitsministerium erar-
beitet werden sollte – werde nun das Finanzministerium eine klassische Verbrauchssteuer vor-
legen.  

Ordnungs- vor 
Preispolitik  

Lenkung statt Ein-
nahmen  
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